
Planegg liegt nicht in Afrika. Mit
dem Auto braucht man gerade mal
eine halbe Stunde, um vom Marien -

platz in München aus in die Gemeinde
Planegg zu gelangen: 10700 Einwohner,
überregional bekannt durch den Ortsteil
Martinsried, in dem die Universität Mün-

chen eine Außenstelle hat, das Max-
Planck-Institut für Biochemie und das
Gründerzentrum für Biotechnologie be-
heimatet sind. 

Straßen-, Strom- und Wassernetz in
Planegg entsprechen dem Standard eines
Industriestandorts. Aber wenn es um eine

Infrastruktur geht, ohne die Unterneh-
men heute kaum noch geschäftsfähig sind,
sieht es zumindest im Gewerbegebiet
Steinkirchen aus wie in einem Entwick-
lungsland: Die Unternehmen dort sind
nicht über einen Breitbandanschluss mit
dem Rest der Welt verbunden. 
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Kein Anschluss
Viele Unternehmen sind auf den Austausch großer Datenmengen angewiesen.

Doch der Ausbau des schnellen Internets stockt. Ganze Regionen in 
Deutschland sind abgeschnitten von der wichtigsten Infrastruktur 21. Jahrhunderts.

CARSTEN KOALL / DER SPIEGEL
Pferdehofbetreiber Schreiber: Acht Stunden, 45 Minuten für den Download eines Software-Programms



Quellen: BMWi, TÜV Rheinland Stand: Mitte 2012
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Darunter leiden 78 Betriebe, die mehr
als 2000 Mitarbeiter beschäftigen. Ein
Büro, in dem Entwickler Roboter kon-
struieren, kann seine Pläne nicht über
eine schnelle Internetverbindung mit Kol-
legen austauschen. Der Stau auf der Da-
tenautobahn behindert auch eine Drucke-
rei und einen Dachdecker, der sich die
Ausschreibungen für neue Aufträge nicht
online herunterladen kann. 

Fast alle Unternehmen sind inzwischen
auf den schnellen Austausch großer Da-
tenmengen angewiesen. Architekturbü-
ros, Softwareentwickler ebenso wie Auto -
häuser, die Ersatzteillisten der Hersteller
online durchforsten müssen. „Ein Breit-
bandanschluss ist für viele Standortfaktor
Nummer eins“, sagt Planeggs Bürgermeis-
terin Annemarie Detsch. 

Bei ihr im Rathaus beschwerten sich
Firmenchefs, manche drohten gar mit Ab-
wanderung. Immobilienbesitzer klagten,
dass sie kaum noch Mieter für ihre Büros
fänden. „Wo bin ich denn hier Bürger-
meisterin?“, hat sich Frau Detsch gefragt.
„Am Stadtrand von München oder in ei-
ner Einöde?“

Planegg hat ein Problem, das die Wirt-
schaftsentwicklung des ganzen Landes
beeinträchtigen kann. Der einstige Ex-
portweltmeister Deutschland gerät beim
Ausbau einer entscheidenden Infrastruk-
tur des 21. Jahrhunderts ins Hintertreffen:
dem Anschluss eines flächendeckenden
Hochgeschwindigkeits-Internets. 

Der von Industrie und Wissenschaft
seit Jahren geforderte Aufbau eines Tur-
bonetzes mit Glasfaserkabeln kommt
nicht richtig voran. In einer Ende vergan-
genen Jahres veröffentlichten Studie ran-
giert Deutschland bei der Versorgung mit
Glasfaseranschlüssen abgeschlagen auf ei-
nem der letzten Plätze in Europa, noch
hinter Ländern wie Litauen, Bulgarien,
der Türkei und Rumänien.

Der Politik ist das Problem be-
kannt. Und wie häufig in solchen
Fällen mangelt es nicht an Kommis-
sionen, Studien und klugen Worten.
So forderte Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel (CDU) schon Anfang
2009 von der Industrie, bis zum
Jahr 2014 drei Viertel aller Haushal-
te in Deutschland mit Breitbandan-
schlüssen von mindestens 50 Megabit
pro Sekunde zu versorgen. Es gehe,
so die Kanzlerin, um die Zukunftsfä-
higkeit des Standorts Deutschland. 

Das Wirtschaftsministerium hat die
Notwendigkeit eines schnellen Ausbaus
der Breitbandanschlüsse im selben Jahr
ebenfalls beschworen. Nur mit leistungs-
fähigen Leitungen könnten neue Wirt-
schaftszweige erschlossen werden, elek-
tronische Gesundheitsdienste beispiels-
weise. Besonders für den ländlichen
Raum sei dies eine Chance, Arbeitsplätze
zu sichern und die Ertragskraft der Re -
gion zu steigern.

Doch die Erkenntnisse und die Appelle
der Bundesregierung brachten zu wenig.
Es fehlt eine überzeugende Breitbandstra-
tegie. Anders als andere europäische Län-
der hat Deutschland nicht einmal ein ein-
heitliches Förderprogramm zum Ausbau
schneller Internetleitungen aufgelegt.
Stattdessen vertraute die Bundesregie-
rung zu lange auf die Ankündigungen der
Deutschen Telekom. 

Vor mehr als sieben Jahren hatten de-
ren Manager versprochen, in Deutschland
ein leistungsfähiges Breitbandnetz auf
Glasfaserbasis aufzubauen. Doch dann
wurden die Milliardeninvestitionen zur
Verlegung der neuen Leitungen von Jahr
zu Jahr verschoben. Die Telekom hatte
eine scheinbar einfachere Lösung gefun-
den: Sie rüstete ihr altes Kupfernetz mit
neuen Technologien auf schnellere Ge-
schwindigkeiten auf. 

In 50 Großstädten wurde die sogenann-
te VDSL-Technik eingesetzt, die Übertra-
gungsraten von bis zu 50 Megabit erlaubt.
Das ist ein Bruchteil dessen, was Glas -
faserkabel leisten können. In kleineren
Städten liegt der Standard noch deutlich

darunter. Die Bürger müssen hierzulande
meist schon zufrieden sein, wenn sie
hochauflösende Fernsehbilder ohne Ru-
ckeln empfangen können. 

Nur 50 Prozent der Bevölkerung haben
theoretisch Zugang zu den Turboanschlüs-
sen. Der Großteil von ihnen lebt in Me-
tropolen wie Berlin, Hamburg, Frankfurt
am Main oder Köln. Doch in kleineren
Städten und Gemeinden herrscht Versor-
gungsnotstand. Gerade acht Prozent der
Menschen dort, so eine Untersuchung des
TÜV Rheinland, sind mit diesen schnellen
Leitungen angeschlossen. 

Dass sich die Anwohner in vielen Re-
gionen keine Filme aus dem Internet la-
den können, wäre für die Volkswirtschaft
verkraftbar. Schaden aber nehmen die
betroffenen Teile des Landes, wenn In-
dustrie und Dienstleistungsfirmen abwan-
dern, wenn selbst kleine Betriebe sich
dort kaum halten können.

Bei Christian Schreiber im brandenbur-
gischen Mietgendorf beispielsweise dauert
es Minuten, bis sich am Bildschirm seines
Computers eine E-Mail öffnet. Mietgen-
dorf, 84 Einwohner, 200 Pferde, gehört
zum Landkreis Teltow-Fläming. Die Tele-
kom weigert sich, einen Verteilerkasten
an der Landstraße 793 kurz vor Mietgen-
dorf aufzustellen und den Ort so ans Breit-

band-Internet anzuschließen. 
Schreiber betreibt eine Pfer-

depension. Hobbyreiter und
Pferdetrainer haben bei ihm
ihre Tiere untergebracht.
Draußen trotten die Pfer de
über schneebestäubte Kop-
peln. Drinnen sitzt Schrei-
ber und ärgert sich: „Das
langsame Internet ist ge-

schäftsschädigend.“
Mineralfutter für sei-

ne Tiere bestellt Schrei-
ber bei einem Internet-
handel, seine Bankge-
schäfte erledigt er on-

line, weil die nächste
Filiale 45 Kilome-
ter entfernt liegt.
Schreiber braucht

viel Geduld. Kürzlich
wollte er abends eine neue

Version seines Online-Banking-
Programms herunterladen, auf dem
Bildschirm erschien eine Zahl: acht
Stunden und 45 Minuten. So lange

würde das Update dauern. 
In vielen Teilen Deutsch-
lands versuchen Städte und
Gemeinden, den Missstand
in Eigeninitiative zu be -
seitigen. Bürgermeisterin

Detsch in Planegg wandte
sich zunächst an die Telekom. Die
erklärte sich zwar bereit, einzel-
ne Firmen im Gewerbegebiet
ans Glasfasernetz anzuschließen.
Aber diese müssten dann über

Wirtschaft
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2000 Euro monatlich für die Sonderdiens-
te zahlen. Für die kleinen und mittleren
Unternehmen in Planegg ist das zu teuer.

Die Lösung brachte ein Acht-Mitar -
beiter-Unternehmen, die Firma Ava-
comm Systems. Das Familienunterneh-
men schließt Kommunen und Betriebe
ans schnelle Netz an. Es verlegt Glasfa-
serkabel oder überträgt die Daten über
Richtfunk. Die Kunden zahlen dann ein
paar hundert Euro im Monat, meist ein
Bruchteil dessen, was die Telekom für sol-
che speziellen Verbindungen fordert.

Finanziert wurde der Ausbau des Lei-
tungsnetzes, der 186 000 Euro kostete,
durch die Gemeinde Planegg, die sich ei-
nen Teil des Geldes aus den Fördertöpfen
des Freistaats Bayern zurückholen konn-
te. Für Planegg, sagt Bürgermeisterin
Detsch, „ist das gut angelegtes Geld“.

Die Firma Avacomm ist Mitglied im
Verband alternativer Telekommunika -

tionsanbieter, in dem zahlreiche Telekom-
Konkurrenten organisiert sind. Ihr Ge-
schäftsfeld sind die weißen Flecken, die
von der Telekom nicht ausreichend ver-
sorgt werden. Verbandschef Jürgen Grütz-
ner sagt, in manchen Gemeinden sei die
Not so groß, dass die „Bürger zur Eigen-
initiative übergehen“. 

In Nordfriesland haben Bürger und Un-
ternehmen Geld in einen Fonds einge-
zahlt, mit dem jetzt der Bau eines eigenen
Breitbandnetzes finanziert wird. Damit
soll die Entwicklung der industriearmen
Region gesichert werden.

Solche Initiativen können die Proble-
me an einzelnen Standorten lösen. Aber
sie werfen die Frage auf, warum die Tele-
kom diese Infrastruktur nicht für das gan-
ze Land aufbauen kann oder will.

Wäre die Telekom noch ein Staatsbe-
trieb, könnte die Regierung sie anweisen.

Diese Möglichkeit aber hat die Regierung
von Helmut Kohl vor mehr als 15 Jahren
aus der Hand gegeben. Privatisierung der
Staatsbetriebe hieß damals das Dogma
der Wirtschaftspolitik. Der Bund brachte
die Telekom an die Börse, der Anteil des
Staats liegt nur noch bei 32 Prozent. 

Jetzt zeigt sich eine Schattenseite der
Privatisierung. Die Telekom muss vor al-
lem profitabel sein. Die komplette Ver-
sorgung Deutschlands mit dem super-
schnellen Internetzugang aber verspricht
kein lohnendes Geschäft. 

Es wären Investitionen von mindestens
60 Milliarden Euro nötig, und die Einnah-
men wären ungewiss, weil kaum jemand
kalkulieren kann, wie viele Menschen
den teureren Glasfaseranschluss dann
auch nutzen. Also versuchte die Telekom
zunächst, so lange es geht, ihr Geld noch
mit den alten Kupferleitungen zu ver -
dienen. 

Damit bot sie neuen Konkurrenten die
Chance zum Angriff auf ihr Stammge-
schäft. Die Betreiber von TV-Kabelnetzen
wie Unitymedia Kabel BW und Kabel
Deutschland besitzen eigene Leitungen,
auf denen sie nicht nur Fernsehprogram-
me, sondern auch Telefon- und Internet-
angebote in die Wohnungen bringen kön-
nen. „Mit Geschwindigkeiten von über
hundert Megabit pro Sekunde“, sagt Uni-
ty-Geschäftsführer Lutz Schüler, „stellen
wir das VDSL-Netz der Telekom allemal
in den Schatten.“ 

Die Kabelnetzbetreiber schnappten der
Telekom Jahr für Jahr Kunden weg. Der
Umsatz der Telekom schrumpfte, die Fi-
nanzdecke wurde dünner. Als dann Ende
2011 auch noch der geplante Milliarden-
verkauf des Handy-Netzes in den USA
platzte, musste die Telekom sparen. Der
Glasfaserausbau stockte. 

Der schleppende Breitbandausbau
wird die Unterschiede zwischen Stadt
und Land weiter verschärfen. Auch die
Einführung des neuen Mobilfunkstan-
dards LTE kann die Probleme auf abseh-
bare Zeit nicht lösen. Die Übertragungs-
geschwindigkeit in ländlichen Gebieten
ist zumindest für Unternehmen zu gering.
Viele Regionen kommen als Standort für
Betriebe oder Selbständige künftig nicht
mehr in Frage. 

Telekom-Chef Obermann setzt jetzt
auf das sogenannte Vectoring. Für dieses
Verfahren werden Glasfaserleitungen bis
an die grauen Verteilerkästen gelegt, die
in vielen Stadtteilen aufgebaut sind. Auf
den alten Kupferleitungen, die von dort
bis in die Häuser verlegt sind, sollen Über-
tragungsraten von bis zu hundert Megabit
pro Sekunde möglich sein. Rund 65 Pro-
zent der Haushalte, verspricht die Tele-
kom, wolle man bis zum Jahr 2016 oder
2017 versorgen können. 

Die Reaktionen auf diesen Vorstoß sind
verhalten. Der Chef des Verbands der
Breitbandanbieter Stephan Albers sagt:
„Auf dem flachen Land wird die neue
Breitbandoffensive der Telekom so
schnell nicht ankommen.“ Im Plan sind
zunächst große und mittlere Städte vor-
gesehen. Der eigentlich notwendige
 Ausbau von Glasfaserkabeln bis zum
 Endkunden wird dadurch auf Jahre ver-
schoben.

In den nächsten Wochen muss die Re-
gulierungsbehörde darüber entscheiden,
ob sie dem Ausbauantrag der Telekom
unter diesen Bedingungen überhaupt zu-
stimmt.

Die Chance, dem Standort Deutsch-
land mit schnellen Internetverbindungen
einen Wettbewerbsvorteil zu verschaffen,
wurde schon vor Jahren verspielt. Jetzt
regelt der Markt, wo es Glasfaseranschlüs-
se gibt. Und mitunter, so klagen private
Wettbewerber, versucht die Telekom
auch noch, den Markt und die Konkur-
renten auszubremsen.

In Niedersachsen schloss der Anbieter
EWE Tel auch mit finanzieller Unterstüt-
zung des Landes kleine und mittlere Ge-
meinden an das Turbonetz an. Plötzlich
blockierte die Telekom den Ausbau mit
einem Trick.

Die Schaltkästen der privaten Anbieter
müssen mit denen der Telekom verbun-
den werden. Die Telekom-Techniker be-
haupteten, in den Leerrohren zwischen
den Schaltkästen sei zu wenig Platz für
neue Kabel. Ein Anschluss wäre mithin
nicht möglich.

Ihren Widerstand gab die Telekom erst
auf, als der Konkurrent bei der Regulie-
rungsbehörde Foto- und Videoaufnah-
men vorlegte. Die grünen Plastikschläu-
che waren fast leer. Sie boten Platz für
mehr als hundert Kabel.

FRANK DOHMEN, DIETMAR HAWRANEK, 
ANN-KATHRIN NEZIK
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Telekom-Chef Obermann, Kanzlerin Merkel: Viele Worte – wenig Taten 


